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Leitsätze:

1. Dem Grunde nach besteht für Strom, der in sog. Plug-in-Solaranlagen
erzeugt und in das Netz für die allgemeine Versorgung eingespeist
wird, ein Vergütungsanspruch nach dem EEG. Bei Verstößen

• gegen die Vorgaben von § 9 EEG 20171/EEG 20212,
• gegen die P�icht zur Zuordnung der eingespeisten Strom-

menge zur gewünschten Veräußerungsform nach § 21b Abs. 1
EEG 2017/2021 nach Maßgabe des § 21c EEG 2017/EEG 2021 oder

• gegen die Registrierungsp�icht bei der Bundesnetzagentur ggf.
i. V. m. einem Verstoß gegen die Mitteilungsp�icht gemäß § 71
EEG 2017/EEG 2021 gegenüber dem Netzbetreiber

wird dieser Vergütungsanspruch jedoch für Strom, der bis zum
31. Dezember 2022 erzeugt und eingespeist wird, gemäß § 52 Abs. 1,
2 bzw. 3 EEG 2017/EEG 2021 reduziert.

1Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 14.08.2020 an gel-
tenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Ände-
rung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch
Art. 8 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude und zur Änderung weiterer Gesetze
v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) sowie Art. 6 des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohlever-
stromung und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz) v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1818), rückwirkend
geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierecht-
licher Vorschriften v. 21.12.2020 (BGBl. I S. 3138) nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der
Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.

2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 13.10.2022 an gelten-
den Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 7
des Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes und anderer energiewirtschaftlicher Vorschriften vom
08.10.2022 (BGBl. I S. 1726), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.
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2. Der Vergütungsanspruch besteht weiterhin in Höhe des (ursprüng-
lichen) anzulegenden Werts, wenn zwar ein P�ichtverstoß gemäß
§ 52 Abs. 2 EEG 2017/EEG 2021 vorliegt, allerdings keine Verringe-
rung möglich ist, weil der Monatsmarktwert höher ist, als der
(ursprüngliche) anzulegende Wert.

3. Für Betreiber von Bestandsanlagen mit einer installierten Leistung
von höchstens 7 kW entfällt ab dem 1. Januar 2023 die P�icht nach § 9
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EEG 2021 bzw. Vorgängerfassung, ihre Anlagen mit
technischen Einrichtungen auszustatten, mit denen der Netzbetrei-
ber jederzeit die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung ferngesteu-
ert reduzieren kann, bzw. die P�icht, die maximale Wirkleistungs-
einspeisung auf 70 Prozent der installierten Leistung zu begrenzen,
§ 100 Abs. 3a EEG 20233.

4. Die in der VDE-AR-N 41054 Abschnitt 5.3.3 genannte Leistungsschwel-
le von 600 W für steckerfertige Erzeugungsanlagen bezieht sich auf
das vereinfachte Anmeldeverfahren, nicht auf die grundsätzliche Zu-
lässigkeit des Betriebs von steckerfertigen Erzeugungsanlagen. Mit-
hin können auch Plug-in-Solaranlagen mit einer installierten Leis-
tung von mehr als 600 W an einem Hausanschluss betrieben werden,
wenn die einschlägigen technischen Regeln eingehalten werden.

3Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2023 an gelten-
den Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes und zur Ände-
rung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch
Art. 8 des Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes und anderer energiewirtschaftlicher Vorschriften
vom 08.10.2022 (BGBl. I S. 1726), nachfolgend bezeichnet als EEG 2023. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abruf-
bar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2023/arbeitsausgabe.

4VDE, Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz (VDE-AR-N 4105) – Technische Mindestanforderungen für An-
schluss und Parallelbetrieb von Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz, November 2018.
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In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Anspruchsteller –

2. [. . . ]

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Kammer VIII der Clearingstelle EEG|KWKG5 durch ihre Mitglieder Dr. Mutlak,
Richter und Todorovic aufgrund der fernmündlichen Erörterung vom 11. August 2022
folgendes Votum:

1. Der Anspruchsteller hat gegen die Anspruchsgegnerin

• für den in der PV-1 sowie in zwei Modulen der PV-2, die allesamt
am 14. März 2020 in Betrieb genommen wurden, erzeugten und
in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom seit dem
24. März 2020

• und für den in dem dritten Modul der PV-2, das am 7. April 2020
in Betrieb genommen wurde, erzeugten und in das Netz der An-
spruchsgegnerin eingespeisten Strom seit dem 20. April 2020

dem Grunde nach einen Anspruch auf Einspeisevergütung.

2. Da der Anspruchsteller die Einhaltung der technischen Vorgaben ge-
mäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) EEG 2017 nicht nachgewiesen hat,
ist der anzulegende Wert für den Strom, der in der PV-1 sowie in zwei
Modulen der PV-2, die allesamt am 14. März 2020 in Betrieb genom-
men wurden, erzeugt und in das Netz der Anspruchsgegnerin einge-
speist wird, seit dem 24. März 2020 gemäß § 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017
auf den Monatsmarktwert reduziert. Von diesem Wert sind gemäß
§§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 (Verringerung bei Einspei-
severgütung) weitere 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen.

5Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle.
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3. Der anzulegende Wert für den Strom, der in dem dritten Modul der
PV-2, das am 7. April 2020 in Betrieb genommen wurde, erzeugt und
in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist wird,
• ist seit dem 14. Juni 2020 gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017

auf den Monatsmarktwert reduziert, da der Anspruchsteller die
Einhaltung der technischen Vorgaben gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 Buch-
stabe b) EEG 2017 nicht nachgewiesen hat und

• war vom 20. April 2020 bis zum 13. Juni 2020 gemäß § 52 Abs. 2
Nr. 1 EEG 2017 auf den Monatsmarktwert und dieser – aufgrund
der zudem bis zum 12. Juni 2020 unterbliebenen Meldung bei der
Bundesnetzagentur (BNetzA) – gemäß § 52 Abs. 3 EEG 2017 wie-
derum um 20 Prozent reduziert.

4. In beiden vorgenannten Zeiträumen sind gemäß §§ 23 Abs. 3, 53
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 (Verringerung bei Einspeisevergütung)
vom jeweiligen reduzierten Wert weitere 0,4 Cent pro Kilowattstun-
de abzuziehen.

5. In den Zeiträumen, in denen der gemäß § 52 Abs. 2 EEG 2017 zu zah-
lende Monatsmarktwert höher ist als der ursprünglich anzulegen-
de Wert gemäß §§ 48, 49 EEG 2017 für die jeweilige Solaranlage, ist
statt des Monatsmarktwerts weiterhin der ursprünglich anzulegen-
de Wert zu zahlen. Vom ursprünglich anzulegenden Wert sind eben-
falls gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 (Verringerung
bei Einspeisevergütung) 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen.

6. Seit der Unterschrift durch den Elektroinstallateur unter die Inbe-
triebsetzungsprotokolle für die PV-1 und PV-2 am 18. Mai 2020 ent-
sprechen Anschluss und Betrieb der Solaranlagen des Anspruchstel-
lers den Anforderungen von § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. den hierfür
zu berücksichtigenden technischen Normen.

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Ergeben sich aus diesem Votum nachträgliche Korrekturen am bundes-
weiten Ausgleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommengen oder
Vergütungs- bzw. Prämienzahlungen (�nanzielle Förderung), sind diese
Korrekturen gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 4 EEG 2021 bzw. den jeweils anzuwen-
denden Regelungen zum bundesweiten Ausgleich bei der nächsten Ab-
rechnung zu berücksichtigen.
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1 Tatbestand

Zwischen den Parteien ist streitig, ob für den in den Solaranlagen des Anspruchstel-1
lers erzeugten und in das Netz für die allgemeine Versorgung eingespeisten Strom ein
Anspruch auf EEG-Förderung besteht und ob Anschluss und Betrieb der Solaranlagen
den Anforderungen von § 10 Abs. 2 EEG 2017 bzw. den technischen Vorgaben gemäß § 9
EEG 2017 entsprechen.

Der Anspruchsteller, der gelernter Schlosser mit Weiterbildung zum Techniker (Schwer-2
punkt der Technikerausbildung: Konstruktionstechnik) ist, betreibt zwei sogenannte
Plug-in-Solaranlagen mit einer installierten Leistung von [ca. 0,3] kWp (ein Modul; im
Folgenden: PV-1) sowie [ca. 1,5] kWp (drei Module mit je [ca. 500] W; im Folgenden: PV-2)
an seinem Wohnhaus in [. . . ].

Die PV-1 verfügt über einen integrierten Wechselrichter, be�ndet sich auf einem Vor-3
dach im Erdgeschoss und ist an einer Verteilerdose an der Außenwand des Gebäudes
angeschlossen, die nur über eine Leiter erreichbar ist. Die PV-2 be�ndet sich am Balkon-
geländer im ersten Stock und ist dort an einer weiteren Verteilerdose (an einem anderen
Endstromkreis als die PV-1) über eine Wieland-Sicherheitssteckdose angeschlossen. Der
Wechselrichter für die PV-2 be�ndet sich im Gebäude im ersten Stock.

Der Anspruchsteller hatte zwei Wochen lang versucht, mit der Anspruchsgegnerin Kon-4
takt aufzunehmen, um mitzuteilen, dass er plane, zwei sog. Plug-in-Solaranlagen zu be-
treiben. Trotz mehrfachem Anrufen erreichte er den zuständigen Sachbearbeiter [. . . ]
jedoch nicht. Nach Ablauf der zwei Wochen nahm der Anspruchsteller selbst die An-
bringung der PV-1 und der PV-2 vor, die zu diesem Zeitpunkt zunächst noch aus zwei
Modulen mit je [ca. 500] W bestand. Den Anschluss der PV-1 und PV-2 sowie des Wech-
selrichters hat [. . . ] des Anspruchstellers, ein ausgebildeter Mechatroniker, am 14. März
2020 vorgenommen. Seitdem erzeugen die PV-1 und PV-2 Strom und speisen etwaige
Überschüsse (nicht selbst verbrauchter Strom) in das Netz der Anspruchsgegnerin ein.

Am 15. März 2020 meldete der Anspruchsteller die PV-1 und die PV-2 unter der Registrie-5
rungsnummer [. . . ] erstmals im Marktstammdatenregister (MaStR) der Bundesnetzagen-
tur (BNetzA). Hierbei wurde als installierte Leistung – da die PV-2 zu diesem Zeitpunkt
noch aus zwei Modulen bestand – [ca. 1] kW und als Datum der Inbetriebnahme der So-
laranlagen der 14. März 2020 angegeben.

Im Anschluss daran meldete sich die Anspruchsgegnerin beim Anspruchsteller. Da auf6
Nachfrage durch den zuständigen Sachbearbeiter der Anspruchsgegnerin festgestellt
wurde, dass der vorhandene Bezugszähler nicht rücklaufgesperrt war, wurde dieser am
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24. März 2020 von der Anspruchsgegnerin in ihrer Rolle als grundzuständige Messstel-
lenbetreiberin gegen einen Zweirichtungszähler getauscht. Diesen Zählertausch hatte
die Anspruchsgegnerin dem Anspruchsteller mit E-Mail vom 23. März 2020, in der sie
auch Terminvorschläge für den Zählertausch unterbreitete, kostenfrei angeboten. Die
Anspruchsgegnerin und die grundzuständige Messstellenbetreiberin sind vorliegend
personenidentisch.

Seit dem 24. März 2020 wurden die eingespeisten Strommengen im System der An-7
spruchsgegnerin registriert. Es existiert kein schriftlicher Messstellenbetriebsvertrag
zwischen den Parteien.

Der Anspruchsteller bestellte im März ein weiteres Modul mit einer installierten Leis-8
tung von [ca. 500] W, um die PV-2 zu erweitern. Die PV-2 wurde am 7. April 2020 durch
den Anspruchsteller um das dritte Modul erweitert. Der Anschluss des Moduls wurde
vom [. . . ] des Anspruchstellers ebenfalls am 7. April 2020 vorgenommen.

Nachdem der Zweirichtungszähler in Einspeiserichtung Messwerte anzeigte, begehrte9
der Anspruchsteller Einspeisevergütung nach dem EEG für den eingespeisten Strom. Da-
zu teilte er am 26. März 2020 der Anspruchsgegnerin per E-Mail Folgendes mit:

„Hallo [. . . ],

ihre Vermutung war richtig die kleine Pv Anlage speist minimal Strom ins
ö�entliches Netz.

Wie funktioniert das mit der Einspeisevergütung ??

Wo und an wen muss ich mich wenden?

Oder können Sie mir entsprechende Anmeldeformulare zusenden ?“

Mit E-Mail vom 30. März 2020 teilte die Anspruchsgegnerin dem Anspruchsteller darauf-10
hin mit:

„Guten Tag [. . . ],

wenn sie eine Einspeisevergütung erhalten wollen, müssen sie die Anlage wie
eine normale (große PV-Anlage) bei uns Anmelden!

Inklusive Antrag + Inbetriebnahme durch einen Elektriker...

Diese Formulare be�nden sich auf unserer Webseite unter Downloads

Ob sich dieser Aufwand lohnt müssen sie entscheiden, oder sie verzichten wie
auf dem Anmeldeformular!“
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In seinem Schreiben vom 20. April 2020, dem Anmeldeformulare mit Zerti�katen für11
den Netzanschluss, Rechnungen und Lichtbilder der PV-1 und PV-2 (bereits mit 3 Modu-
len mit je [ca. 500] Watt), des Wechselrichters der PV-2 sowie der Anschlussdosen von
PV-1 (außen) und der PV-2 (innen, Wieland-Steckdose) beigefügt waren, führte der An-
spruchsteller aus:

„mit folgenden Unterlagen melde ich meine Solarmodule beim Netzbetreiber
zur Einspeisevergütung an. Das eine Modul mit [ca. 300] Wp ist an eine Vertei-
lerdose im Aussenbereich angeschlossen. Der Wechselrichter ist an eine Wie-
land Solarsteckdose angeschlossen. Die Anschlüsse führte mein [. . . ] . . .durch
der gelernter Mechatroniker ist und bei mir im Haus lebt. Für eine Rückmel-
dung zur Anmeldung der Einspeisevergütung möchte ich mich im voraus be-
danken.“

Mit Schreiben vom 18. Mai 2020 übermittelte der Anspruchsteller der Anspruchsgegne-12
rin das von dieser angeforderte Inbetriebnahmeprotokoll E.8 sowohl für die PV-1 als
auch für die PV-2 und übersandte zudem die geforderten Konformitätsnachweise. Die
Inbetriebsetzungsprotokolle wurden am 18. Mai 2020 vom Anspruchsteller sowie im
Feld „Anlagenerrichter“ vom Inhaber der Fa. [. . . ] (im Folgenden: Elektroinstallateur)
unterzeichnet, nachdem diese die PV-1 und PV-2 geprüft hatte. In den Inbetriebnah-
meprotokollen wurde das Feld „Datum der Inbetriebsetzung der Erzeugungseinheit“
zunächst o�engelassen. Zudem waren die Angaben „Zentraler NA-Schutz vorhanden“,
„PAV,E-Überwachung vorhanden“ und „Technische Einrichtung zur Reduzierung der
Einspeiseleistung“ durchgestrichen.

Mit E-Mail vom 8. Juni 2020 informierte die Anspruchsgegnerin den Anspruchsteller13
darüber, dass für die Erstellung eines Einspeisevertrages noch die Registrierungsbestä-
tigung im Marktstammdatenregister (MaStR) fehlte, im Formular „Anmeldung Mini PV-
Anlage“ unter Messung bei Punkt 3 ein Kreuz gesetzt werden müsse und sie um Über-
sendung der ausgefüllten „Protokolle“ bitte.

Die (erneute, aktualisierte) Meldung der PV-1 und PV-2 beim MaStR der BNetzA nahm14
der Anspruchsteller am 14. Juni 2020 vor. Die Registrierungsbestätigung wurde für die
Stromerzeugungseinheit mit der Nr. [. . . ] ausgestellt. Folgende Eintragungen wurden da-
bei vorgenommen:

„Name der Einheit: Vordach und Balkongeländer

Nettonennleistung der Einheit: [ca. 1 800] kW
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Inbetriebnahmedatum der Einheit: 14.03.2020“

In seiner E-Mail an die Anspruchsgegnerin vom 14. Juni 2020 führte der Anspruchsteller15
aus:

„die Anmeldung der Anlage habe ich bei der Bundesnetzagentur mit einer
Datenkorrektur am 14.06.2020 durchgeführt.

Die neue RG Nr. [. . . ].

Die Anmeldung der Anlage vom 15.03.2020 mit der Nr. [. . . ] zur Löschung be-
antragt.

Die Anmeldung eines Steckerfertigen Erzeugungsgeräts beim Netzbetreiber
Niederspannungsanschlussverordnung (NAV) § 19 Abs. 3, habe ich Ihnen mit
dem Schreiben am 20.04.2020 zukommen lassen.

Ich kann nicht bei Messung Punkt 3 ankreuzen einen Zweirichtungszähler
einrichten zu lassen.

Das würde nicht den gegebenen Tatsachen entsprechen.

Den 2-Richtungszähler haben Sie mir in Ihrer Mail vom 23.03.2020 freund-
licherweise zum KOSTENFREIEN Tausch angeboten und der Wechsel wurde
durchgeführt.

Ich bitte um die Erstellung des Einspeisevertrags.“

Mit E-Mail vom 18. Juni 2020 teilte die Anspruchsgegnerin dem Anspruchsteller mit, dass16
ihr aufgrund des Schreibens des Anspruchstellers vom 18. Mai 2020 erstmals aufgefal-
len sei, dass der Anspruchsteller mehrere sog. Plug-in-Solaranlagen von insgesamt über
600 W betreibe. Da pro Einspeisepunkt nur eine Plug-in-Solaranlage bis 600 W verbaut
sein dürfe, müsse die Anlage der Anspruchstellers mithin wie eine normale Anlage mit
[ca. 1,5] kW behandelt werden. Sie benötige daher die Übersendung der angehängten
Formulare (u.a. Netzanschlussanmeldung, Datenblatt und Inbetriebnahmeprotokolle),
vollständig ausgefüllt sowie unterzeichnet durch einen im Installateursverzeichnis ein-
getragenen Elektrofachbetrieb. Erst dann könne ein Einspeisevertrag erstellt werden.

Mit E-Mail vom 6. Juli 2020 teilte die Anspruchsgegnerin dem Anspruchsteller u. a. Fol-17
gendes mit:

„Sie betreiben mehrere Mini-Plug-In Anlagen. Eine der von Ihnen im April
2020 gemeldeten Anlagen ist mit einer Nennleistung von 345 kW angegeben.
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Sie haben diese Anlage nicht im Marktstammdatenregister eingetragen. Paral-
lel hierzu kam ihre Meldung einer PV-Anlage mit einer Einspeiseleistung von
[ca. 1,5] kWp. Diese Anlage haben Sie im Marktstammdatenregister gemeldet.
Nach der VDEW-Anwendungsregel VDE-AR-N 4105 gilt für eine steckerfertige
Erzeugungsanlage folgendes:

. . .

Wird eine steckerfertige Erzeugungsanlage über eine vorhandene spezielle
Energiesteckdose . . . angeschlossen und ist ein Zweirichtungszähler auf dem
zentralen Zählerplatz vorhanden, dürfen im Inbetriebsetzungsprotokoll E.8
die Unterschrift des Anlagenerrichters und die Angaben zum Anlagenerrich-
ter entfallen. Eine Lageplan ist in diesem Fall nicht notwendig. Dies gilt nur
bis zu einem SAmax <= 600 VA je Anschlussnutzeranlage.

Bei Ihrer Anlage ist diese Grenze überschritten, Das heißt, die Anlage muss
durch einen eingetragenen Anlagenerrichter aufgebaut und beantragt wer-
den.

Grundsätzlich ist ein Parallelbetrieb von mehreren Plug- in Anlagen nicht er-
laubt.

Bitte beauftragen Sie für den Aufbau der Anlagen einen eingetragenen Instal-
lateur um einen ordnungsgemäßen Betrieb nach EEG und technischen Grund-
sätzen aufzunehmen. Erst dann können wir Ihnen einen Vertrag zur Einspei-
sung zukommen lassen.“

Per E-Mail vom 12. August 2020 ergänzte die Anspruchsgegnerin u. a. Folgendes:18

„Sehr geehrter [. . . ],

in der Mail vom 06. Juli 2020 hatte ich Ihnen mitgeteilt, dass es nach den tech-
nischen Anwendungsregeln nicht erlaubt ist, mehrere Plug-ln-Anlagen paral-
lel zu betreiben.

Mittlerweile haben wir Kontakt mit Herrn [. . . ] aufgenommen. Laut E.8 In-
betriebsetzungsprotokoll für Erzeugungsanlagen hat dieser die Anlage in Be-
trieb genommen.

Herr [. . . ] hat uns gegenüber bekundet, dass er die Anlagen nicht errichtet,
sondern nur gesichtet und als in Ordnung befunden hat. Des Weiteren hat
er ausgeführt, dass die Anschlussdosen auf unterschiedlichen Stromkreisen
angeschlossen wären.
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Nach den neuesten Ausführungen der VDE FNN vom Mai 2020 gibt es folgende
Empfehlungen:

Die maximal anschließbare Leistung einer steckerfertigen PV Anlage ist ab-
hängig vom Leiterquerschnitt der vorhandenen Zuleitung (im Normalfall 1,5
mm2) und von der Strombelastbarkeit der Steckvorrichtung. Die Energiesteck-
vorrichtung ist für maximal 16 A (3,68 kVA) zugelassen. Pro Energiesteckvor-
richtung ist eine Erzeugungsanlage zulässig.

Mit seiner Unterschrift hat Herr [. . . ] diese technischen Voraussetzungen be-
stätigt.

Aus diesem Grund sind wir bereit, Ihnen die Einspeiseverträge zukommen zu
lassen.

In Ihrem Inbetriebsetzungsprotokoll fehlt das Datum der Inbetriebsetzung.
Aus diesem Grund senden wir Ihnen die Protokolle, mit der bitte das fehlende
Datum zu ergänzen, zurück.

Sobald die Unterlagen bei uns zurück sind, bekommen Sie die Verträge zur
Unterschrift.“

Mit Schreiben vom 16. August 2020 übermittelte der Anspruchsteller die von der An-19
spruchsgegnerin zurückgesandten Inbetriebsetzungsprotokolle, in denen nunmehr das
Datum der Inbetriebsetzung nachgetragen worden war. Sowohl für die PV-1 als auch für
die PV-2 war nunmehr als Datum für die Inbetriebsetzung der 20. Mai 2020 eingetragen.

Im August 2022 übersandte der Anspruchsteller sodann die zwei Inbetriebsetzungspro-20
tokolle für die PV-1 und PV-2, in denen in dem Feld „Datum der Inbetriebsetzung der
Erzeugungsanlage und/oder des Speichers“ nunmehr zum einen der 14. März 2020 (PV-
1 und erste zwei Module der PV-2) sowie zum anderen der 7. April 2020 (drittes Modul
der PV-2) eingetragen waren.

An den Wechselrichtern der PV-1 und PV-2 wurde keine Einstellung vorgenommen, wo-21
nach sichergestellt ist, dass zu keinem Zeitpunkt mehr als 70 Prozent der installierten
Leistung der Module in das Netz eingespeist werden kann. Der Anspruchsteller hält
auch keine technische Einrichtung zur jederzeitigen ferngesteuerten Abregelung der Ist-
Einspeisung der PV-1 und PV-2 vor.

Im Zeitraum ab dem Zählertausch am 24. März 2020 bis zum 18. Juli 2022 hat der An-22
spruchsteller [ca. 1 000] kWh in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist. Aufgrund
der Lage der Solarmodule wurde im Monat Juni erst ab etwa 12:30 Uhr mittags Strom
in der PV-2 produziert. Ausweislich eines Screenshots der Wechselrichter-App (für die
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PV-2) für den Monat Juni betrug die maximale erreichte Erzeugungsleistung etwa 1 kW.
Dies ergibt sich auch aus der Aufzeichnung der Messdaten für die PV-2 für den 16. und
17. August 2022, wonach die höchste am Tag erreichte AC-Erzeugungsleistung bei etwa
1 kW liegt.

Zu dem Zeitpunkt, an dem die PV-2 die maximale Sonneneinstrahlung erhält, nimmt die23
Leistung der PV-1 aufgrund des hauseigenen Schattenwurfs bereits wieder ab. Zudem
werden am Standort der PV-1 und PV-2 zwei Haushalte mit Strom versorgt, wobei es aus
zwei Haushalten Elektrogeräte gibt, die im Standby und teilweise im Dauerbetrieb lau-
fen. Dies betri�t insgesamt vier Fernseher, zwei Kühlschränke, eine Gefriertruhe, einen
PC, Uhren sowie ein 200-Liter-Aquarium, dessen Pumpe durchläuft. Das Licht schaltet
sich zudem automatisch um 10:00 Uhr an und läuft bis in die Nacht hinein.

Die Parteien gehen nunmehr übereinstimmend davon aus, dass das Inbetriebnahmeda-24
tum i. S. d. EEG der PV-1 und der zwei Module der PV-2 der 14. März 2020 und das Inbe-
triebnahmedatum im Sinne des EEG des dritten Moduls der PV-2 der 7. April 2020 ist. Des
Weiteren gehen die Parteien übereinstimmend davon aus, dass nach Einreichung der
durch den Elektroinstallateur unterzeichneten und mit korrekten Inbetriebsetzungsda-
ten versehenen Inbetriebsetzungsprotokolle die Anforderungen des § 10 Abs. 2 EEG 2017
eingehalten sind.

Der Anspruchsteller hat der Anspruchsgegnerin nicht bis zum 28. Februar 2021 bzw.25
2022 alle für die Endabrechnung des jeweils vorangegangenen Kalenderjahres erforder-
lichen Daten anlagenscharf zur Verfügung gestellt bzw. der Anspruchsgegnerin Zähler-
stände mitgeteilt.

Der Anspruchsteller ist der Ansicht, dass es aufgrund des (Dauer-)Betriebes der Elektro-26
geräte in den beiden Haushalten unmöglich sei, dass mehr als 70 Prozent der installier-
ten Leistung der PV-1 und PV-2 zu irgendeinem Zeitpunkt ins ö�entliche Netz eingespeist
würden.

Der Anspruchsteller ist weiter der Ansicht, dass er einen Anspruch auf Einspeisevergü-27
tung für den aus der PV-1 und PV-2 in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten
Strom habe. Er habe alle Meldungen – sowohl an den Netzbetreiber als auch an die
BNetzA – korrekt und vollständig getätigt.

Die PV-1 und PV-2 seien nach § 9 Abs. 3 EEG 2017 unabhängig von den Eigentumsverhält-28
nissen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der installierten Leistung im Sinne
von § 9 Abs. 1 und 2 zu einer Anlage zusammenzufassen.
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Zudem gebe es nach Au�assung des Anspruchstellers keinen Zweifel an der Vereinbar-29
keit des Anschlusses sowie des Betriebs der PV-1 und PV-2 mit den technischen Regeln
des VDE. Insbesondere seien die am Balkon angebrachten Module der PV-2 auch sturm-
sicher montiert worden und die Anschlüsse entsprächen den gesetzlichen Vorschriften.

Die Anspruchsgegnerin ist der Ansicht, dass kein Anspruch auf Vergütung des in der30
PV-1 und PV-2 erzeugten und eingespeisten Stroms bestehe, solange in den Inbetrieb-
setzungsprotokollen E.8 als Inbetriebsetzungsdatum der 20. Mai 2020 eingetragen sei,
was nicht mit dem im MaStR eingetragenen Inbetriebnahmedatum (hier: 14. März 2020)
übereinstimme. Auch liege ein Verstoß gegen die P�icht zum Vorhalten von technischen
Einrichtungen gemäß § 9 Abs. 2 EEG 2017 vor.

Zudem entspreche der Anschluss der PV-2 nicht der VDE-AR-N 41056, die den Anschluss31
einer sog. Plug-in-Solaranlage nur bis zu einer Leistung von 600 W vorsehe. Da die PV-2
mit einer installierten Leistung von [ca. 1,5] kW deutlich über diesem Wert liege, sei sie
wie eine normale, mithin größere EEG-Anlage zu behandeln. Aus diesem Grund wurde
der Anspruchsteller aufgefordert, die PV-2 durch einen eingetragenen Installateur an-
schließen zu lassen.

Die Anspruchsgegnerin vertritt die Au�assung, dass der EEG-Vergütungsanspruch vor-32
liegend nicht aufgrund eines Verstoßes gegen die Registrierungsp�icht bei der BNetzA
verringert war, da die PV-1 und PV-2 im MaStR registriert wurden, auch wenn in Hin-
blick auf das eingetragene Inbetriebnahmedatum Unstimmigkeiten bestünden.

Mit Beschluss vom 9. August 2022 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 27 Abs. 133
Satz 1 ihrer Verfahrensvorschriften (VerfO7) nach dem übereinstimmenden Antrag der
Parteien angenommen. Dem Votumsverfahren liegen folgende Fragen zugrunde:

1. Hat der Anspruchsteller seit Inbetriebnahme seiner Solaranlagen gegen
die Anspruchsgegnerin einen Anspruch auf Einspeisevergütung für die
in seinen Solaranlagen erzeugten und in das Netz der Anspruchsgegnerin
eingespeisten Strommengen ?

2. Entsprechen Anschluss und Betrieb der Solaranlagen des Anspruchstel-
lers den Anforderungen von § 10 Abs. 2 EEG 2017 ?

3. Werden die technischen Vorgaben gemäß § 9 EEG 2017 eingehalten ?
6VDE, Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz -Technische Mindestanforderungen für Anschluss und Parallel-
betrieb von Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz, November 2018.

7Verfahrensvorschriften der Clearingstelle v. 01.10.2007 in der Fassung v. 27.07.2021, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads, nachfolgend bezeichnet als VerfO.
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2 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle ergibt sich aus § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO. Es34
wurde eine fernmündliche Erörterung durchgeführt, § 28 Abs. 2 VerfO.

Die Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28 Abs. 1, 24 Abs. 5 VerfO das Kammermitglied35
Dr. Mutlak erstellt.

3 Würdigung

Der Anspruchsteller hat gegen die Anspruchsgegnerin für den in der PV-1 sowie in zwei36
Modulen der PV-2, die allesamt am 14. März 2020 in Betrieb genommen wurden, erzeug-
ten und in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom seit dem 24. März 2020
und für den in dem dritten Modul der PV-2, das am 7. April 2020 in Betrieb genommen
wurde, erzeugten und in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom seit dem
20. April 2020 dem Grunde nach einen Anspruch auf Einspeisevergütung (Abschnitt 3.1).

Da der Anspruchsteller die Einhaltung der technischen Vorgaben gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 237
Buchstabe b) EEG 2017 nicht nachgewiesen hat, ist der Vergütungsanspruch bzw. der an-
zulegende Wert für den in der PV-1 sowie in zwei Modulen der PV-2 erzeugten und in
das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom seit dem 24. März 2020 gemäß § 52
Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 auf den Monatsmarktwert reduziert (Abschnitt 3.2.1), (Rn. 61 �.).
Anschließend sind von diesem Wert gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017
weitere 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen (Rn. 52).

In den Zeiträumen, in denen der gemäß § 52 Abs. 2 EEG 2017 verringerte anzulegende38
Wert - der Monatsmarktwert - höher ist als der ursprünglich anzulegende Wert gemäß §§
48, 49 EEG 2017 für die jeweilige Solaranlage, ist statt des Monatsmarktwerts weiterhin
der ursprünglich anzulegende Wert zu zahlen (Abschnitt 3.2.2). Anschließend sind von
diesem Wert gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere 0,4 Cent pro
Kilowattstunde abzuziehen.

Der Vergütungsanspruch bzw. der anzulegende Wert für den in dem dritten Modul der39
PV-2, das am 7. April 2020 in Betrieb genommen wurde, erzeugten und in das Netz der
Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom ist vom 20. April 2020 bis zum 13. Juni 2020 ge-
mäß § 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 zunächst auf den Monatsmarktwert (Abschnitt 3.2.1) und
dieser nochmals gemäß § 52 Abs. 3 EEG 2017 um 20 Prozent reduziert, weil das dritte Mo-
dul bis 13. Juni 2022 nicht bei der BNetzA gemeldet war. Anschließend sind von diesem
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Wert gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 (Verringerung des anzulegenden
Werts bei Einspeisevergütung) weitere 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen.

Seit dem 14. Juni 2020 ist der Vergütungsanspruch für den in dem dritten Modul der40
PV-2 erzeugten und einspeisten Strom gemäß § 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 auf den Monats-
marktwert reduziert (Abschnitt 3.2.3), da der Anspruchsteller die Einhaltung der techni-
schen Vorgaben gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) EEG 2017 nicht nachgewiesen hat
(Rn. 61 �.). Soweit der Monatsmarktwert über dem anzulegenden Wert des am 7. April
2020 in Betrieb genommenen Moduls der PV-2 liegt, ist statt des Monatsmarktwertes wei-
terhin der ursprüngliche anzulegende Wert zu zahlen (Abschnitt 3.2.2). Anschließend
sind vom jeweiligen Wert gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere
0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen.

Seit der Unterschrift durch den Elektroinstallateur auf den Inbetriebsetzungsprotokol-41
len E.8 für die PV-1 und PV-2 am 18. Mai 2020 entsprechen Anschluss und Betrieb der
Solaranlagen des Anspruchstellers den Anforderungen von § 10 Abs. 2 EEG 2017 (Ab-
schnitt 3.3).

3.1 Vergütungsanspruch dem Grunde nach für Strom aus PV-1 und PV-2

Dem Grunde nach bestand42

• für den Strom, der in der Modulen der PV-1 sowie in den Modulen der PV-2, die am
14. März 2020 in Betrieb genommen wurden, erzeugt und ins Netz der Anspruchs-
gegnerin eingespeist wurde, seit dem 24. März 2020 und

• für den in dem am 7. April 2020 in Betrieb genommenen dritten Modul der PV-2
erzeugten und ins Netz der Anspruchsgegnerin eingespeisten Strom seit der Mittei-
lung an die Anspruchsgegnerin am 20. April 2020

ein Vergütungsanspruch nach § 19 EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 EEG 2021.

PV-1 und zwei Module der PV-2 Denn für die PV-1 und die beiden am 14. März 2020 in43
Betrieb genommenen Solarmodule der PV-2 war der Anspruchsgegnerin jedenfalls spä-
testens seit dem Vor-Ort-Termin der Zählersetzung am 24. März 2020 bekannt, dass diese
bereits am Netz angeschlossen und auch in Betrieb genommen waren und deshalb in der
Lage waren, Strom in das Netz für die allgemeine Versorgung einzuspeisen; mangels ent-
gegenstehender Anhaltspunkte musste sie deshalb auch von einer Einspeisung ausgehen.
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Die Kenntnis des Netzbetreibers über die Einspeisung von Strom aus einer EEG-Anlage
ist, neben dem bloßen Akt des physischen Einspeisens von Strom, eine Voraussetzung
für das „Zur-Verfügung-Stellen“ des Stroms und damit für den Vergütungsanspruch nach
dem EEG 2017/EEG 2021.8

Zwar ist es bei Plug-in-Solaranlagen aufgrund der sehr geringen installierten Leistung im44
Grundsatz denkbar, dass es bei ausreichenden und konstanten Verbrauchern im Haus-
halt nicht zu einer Einspeisung in das Netz für die allgemeine Versorgung kommt. Von
einer Nulleinspeisung, bei der auf eine Messeinrichtung zur Erfassung der eingespeisten
Strommenge und damit auch auf eine Bilanzierung bzw. Einstellung in den Bilanzkreis
des Netzbetreibers verzichtet werden kann, war vorliegend jedoch nicht auszugehen.
Denn dies setzt voraus, dass Anlagenbetreiberinnen und -betreiber darlegen, dass tech-
nisch ausgeschlossen ist, dass zu keinem Zeitpunkt Strom in das Netz eingespeist werden
kann.9 Ein solcher Nachweis wurde vom Anspruchsteller nicht erbracht.

Im Übrigen hat weder der Anspruchsteller behauptet, dass die PV-1 und PV-2 keine einzi-45
ge Kilowattstunde in das Netz der Anspruchsgegnerin einspeisen, noch ist die Anspruchs-
gegnerin davon ausgegangen. Aus der E-Mail des Anspruchstellers an die Anspruchsgeg-
nerin vom 26. März 2020 geht vielmehr hervor, dass die Anspruchsgegnerin auch von
einer jedenfalls geringfügigen Einspeisung von Strom in ihr Netz ausging („ihre Vermu-
tung war richtig“, Rn. 9). Insbesondere ist es zu bestimmten Zeiten auch nachweislich zu
Einspeisungen in das Netz für die allgemeine Versorgung gekommen.

Vorliegend kann nicht taggenau nachvollzogen werden, wann der Anspruchsgegnerin46
bereits bekannt war, dass die PV-1 und die beiden Module der PV-2 bereits in Betrieb
genommen, am Netz der Anspruchsgegnerin angeschlossen waren und auch dauerhaft
betrieben wurden. Lediglich die Kenntnis über die Inbetriebnahme aufgrund der Mel-
dung der PV-1 und PV-2 im Marktstammdatenregister der BNetzA genügen dabei nicht,
da eine Inbetriebnahme i. S. d. EEG den Netzanschluss und damit eine (potenzielle) Ein-
speisung nicht zwingend voraussetzt.

Dass der Anspruchsgegnerin durch den E-Mail-Austausch beider Parteien bereits vor47
dem 24. März 2020 bekannt war, dass die Anlagen bereits angeschlossen waren und
deshalb auch einspeisen konnten, erscheint der Kammer zwar plausibel. Dies lässt sich
jedoch nicht mehr taggenau nachvollziehen. Aus diesem Grund wird vorliegend zuun-
gunsten der darlegungsbelasteten Seite des Anspruchsstellers dasjenige Datum gewählt,
8Dazu im Einzelnen Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX , Abschnitt 2.2.1.

9Vgl. dazu Clearingstelle, Votum v. 13.05.2019 – 2019/7, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/
2019/7 .

Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG | KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107788 B · USt-IdNr. DE 255468643

16

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/7
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/7
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII


an dem die Anspruchsgegnerin dies sicher gewusst hatte. Da die Anspruchsgegnerin am
24. März 2020 vor Ort war und den Zweirichtungszähler getauscht hat, kann zur Über-
zeugung der Kammer davon ausgegangen werden, dass sie spätestens am 24. März 2020
sicher wusste, dass die PV-1 und die zwei Module der PV-2 bereits in Betrieb genommen,
an das Netz angeschlossen waren und betrieben wurden und deshalb Strom in das Netz
einspeisen konnten. Dass der Zählerwechsel am 24. März 2020 von der Anspruchsgeg-
nerin in ihrer Rolle als grundzuständige Messstellenbetreiberin vorgenommen wurde
und nicht in ihrer Rolle als zuständige Netzbetreiberin, ist dabei unschädlich, da die An-
spruchsgegnerin für die verfahrensgegenständlichen Anlagen personenidentisch beide
Rollen ausübt.

Drittes Modul der PV-2 Für den Strom, der im am 7. April 2020 vom Anspruchsteller aufge-48
bauten, vom [Mechatroniker] in Betrieb genommenen und an das Netz der Anspruchs-
gegnerin angeschlossenen dritten Solarmodul10 der PV-2 erzeugt und in das Netz der
Anspruchsgegnerin eingespeist wurde, bestand der Vergütungsanspruch dem Grunde
nach seit dem 20. April 2020.

Denn erst mit Schreiben vom 20. April 2020 teilte der Anspruchsteller der Anspruchsgeg-49
nerin mit, dass die PV-2 nunmehr aus drei Modulen bestehe und die Gesamtleistung bei-
der PV-Installationen [ca. 1,8] kWp betrage. Dem ebenfalls mit Schreiben vom 20. April
2020 beigefügten Lichtbild eines eingesteckten Steckers, das mit „Wieland Sicherheits-
Solarsteckdose“ beschriftet war, in Zusammenschau mit einem Lichtbild der drei Bal-
konsolarmodule der PV-2 mit dazugehöriger Beschriftung „Ich habe 3 Module mit je [ca.
500] Wp durch die Hauswand in den Wechselrichter im Obergeschoss“ lässt sich entneh-
men, dass das dritte Modul der PV-2 zu diesem Zeitpunkt auch bereits angeschlossen war
und der von diesem Modul erzeugte Strom ebenfalls in das Netz der Anspruchsgegnerin
eingespeist wurde.

Dagegen kann auch nicht eingewendet werden, dass seit dem 24. März 2020 bereits ein50
Einspeisezähler vorhanden und dieser auch im System der Anspruchsgegnerin regis-
triert war und entsprechend seit dem 7. April 2020 auch die Strommenge des dritten
Moduls der PV-2 miterfasst wurde. Denn zu diesem Zeitpunkt waren der Anspruchs-
gegnerin erst die PV-1 und die aus zwei Modulen bestehende PV-2 bekannt. Da die Bi-
lanzierung des eingespeisten Stroms in dieser Anlagengröße üblicherweise anhand von
Standardlast- bzw. Einspeisepro�len erfolgt, ist die Kenntnis des Netzbetreibers über die
installierte Leistung der betre�enden Erzeugungsanlage erforderlich.
10Gemäß § 3 Nr. 1 EEG 2017 ist jedes Solarmodul eine eigene EEG-Anlage mit eigenständigem Vergütungsanspruch

und Vergütungszeitraum.
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3.2 Vergütungssanktionen gemäß § 52 EEG 2017

Für den in der PV-1 und der PV-2 erzeugten und in das Netz eingespeisten Strom redu-51
ziert sich der dem Grund nach bestehende Vergütungsanspruch gemäß § 52 Abs. 2 Nr. 1
EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 EEG 2021 auf den Monatsmarktwert (Abschnitt 3.2.1), da die
Einhaltung der technischen Vorgaben des § 9 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) EEG 2017 nicht
nachgewiesen wurde (Rn. 61 �.). Soweit der jeweilige Monatsmarktwert über dem jewei-
ligen (ursprünglich) anzulegenden Wert liegt, ist statt des Monatsmarktwertes weiterhin
der ursprüngliche anzulegende Wert zu zahlen (Abschnitt 3.2.2).

In beiden Fällen sind gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 jeweils noch 0,452
Cent pro Kilowattstunde vom Montatsmarktwert bzw. vom (ursprünglich) anzulegenden
Wert abzuziehen. Dies ergibt sich aus § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017. Danach sind in
der Einspeisevergütung vom anzulegenden Wert pauschal 0,4 Cent pro Kilowattstunde
abzuziehen. Dass dieser Abzug erst nach den Verringerungen des anzulegenden Wertes
gemäß § 52 EEG 2017 in Ansatz gebracht wird, ergibt sich wiederum aus § 23 Abs. 3 Nr. 3
und Nr. 4 EEG 2017. So ergibt sich aus der Aufzählung in Nr. 1 bis Nr. 8 dieser Vorschrift
die Reihenfolge der Anwendung der verschiedenen Vorschriften des EEG zur Verringe-
rungen des anzulegenden Werts und damit die Reihenfolge der Rechenschritte zur Er-
mittlung der Vergütunsghöhe.

Vorliegend kann dahinstehen, ob der Anspruchsteller gegen die Übermittlung der53
gewünschten Veräußerungsform nach § 21b Abs. 1 EEG 2017 nach Maßgabe des § 21c
EEG 2017 verstoßen hat oder nicht, da die entsprechende Sanktion § 52 Abs. 2 Nr. 2 EEG
2017 ebenfalls eine Vergütungsreduktion auf den Monatsmarktwert nach sich zieht. Im
Ergebnis ändert sich deshalb nichts an der Vergütungssanktion nach § 52 EEG 2017.11

Der Vergütungsanspruch für den in dem dritten Modul der PV-2, das am 7. April 202054
in Betrieb genommen wurde, erzeugten und in das Netz der Anspruchsgegnerin einge-
speisten Strom reduziert sich im Zeitraum vom 20. April 2020 bis zum 13. Juni 2020
zusätzlich zur Reduktion auf den Monatsmarktwert seinerseits nochmals gemäß § 52
Abs. 3 EEG 2017 um 20 Prozent, da dieses Modul bis zum 13. Juni 2020 noch nicht bei der
BNetzA registriert war (Abschnitt 3.2.3).

Die Vergütungssanktionen gemäß § 52 Abs. 1, 2 bzw. 3 EEG 2017 greifen jedoch nur für55
Strom, der bis zum 31. Dezember 2022 erzeugt und eingespeist wird. Denn gemäß § 100
11Denn der Verstoß gegen § 9 EEG 2017 und die daraus resultierende Verringerung der Vergütung auf den Monats-

marktwert betrifft den Zeitraum seit Bestehen des Vergütungsanspruches dem Grunde nach bis zum Zeitpunkt
der Beschlussfassung dieses Votums. Dieser Zeitraum umfasst damit jedenfalls auch den Zeitraum eines etwaigen
Verstoßes gegen die Pflicht zur Mitteilung der Veräußerungsform, der lediglich einige Monate in 2020 andauerte.
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Abs. 3a EEG 2023 entfällt für Betreiber von Solaranlagen mit einer installierten Leistung
von höchstens 7 Kilowatt ab dem 1. Januar 2023 die P�icht nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
EEG 2021 bzw. Vorgängerfassung, ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen auszu-
statten, mit denen der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung
ferngesteuert reduzieren kann, bzw. die P�icht, die maximale Wirkleistungseinspeisung
auf 70 Prozent der installierten Leistung zu begrenzen.

3.2.1 Vergütungssanktionen gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 (technische Vorgaben § 9)

Da der Anspruchsteller nicht plausibel und nachvollziehbar nachgewiesen hat, dass er56
die technischen Anforderungen des § 9 Abs. 2 EEG 2017 einhält, sind die Vergütungsan-
sprüche für den in der PV-1 und PV-2 erzeugten Strom gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
EEG 2017 auf den Monatsmarktwert reduziert, (s. Rn. 61 �.). Anschließend sind von die-
sem Wert gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere 0,4 Cent pro Kilo-
wattstunde abzuziehen (Rn. 52).

Anwendbares Recht Zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der verfahrensgegenständlichen57
Solaranlagen (14. März 2020 für die PV-1 und zwei Module der PV-2 sowie 7. April 2020
für das dritte Modul der PV-2) war § 9 Abs. 2

::::
Nr. 2 EEG 2017 einschlägig. Dieser lautet:

„Betreiber von Solaranlagen

1. . . .

2. mit einer installierten Leistung von höchstens 30 Kilowatt müssen

a) die P�icht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 112 erfüllen oder

b) am Verknüpfungspunkt ihrer Anlage mit dem Netz die maximale
Wirkleistungseinspeisung auf 70 Prozent der installierten Leistung
begrenzen.“

Seit dem 1. Januar 2021 gilt § 9 Abs. 2 EEG 2017 gemäß § 100 Abs. 1 EEG 2021 für Anlagen58
mit Inbetriebnahme vor dem 1. Januar 2021 fort, so dass vorliegend § 9 Abs. 2 EEG 2017
der rechtlichen Würdigung zugrunde zu legen ist.

12Dies betrifft die Pflicht der Ausstattung der Anlage mit einer technischen Einrichtung, mit der Netzbetreiber „je-
derzeit die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung ferngesteuert reduzieren kann“.
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Des Weiteren ist § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 anzuwenden; dieser lautet:59

„Der anzulegende Wert verringert sich auf den Monatsmarktwert,

1. solange Anlagenbetreiber gegen § 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6 verstoßen,“

Auch seit dem 1. Januar 2021 gilt § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 gemäß § 100 Abs. 160
EEG 2021 für Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem 1. Januar 2021 fort.

Nicht-Einhaltung der technischen Vorgaben gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 EEG 2017 Der Anspruchsteller61
hat die Einhaltung der technischen Vorgaben gemäß § 9 Abs. 2 EEG 2017 nicht nachge-
wiesen. Denn er hat weder seine Solaranlagen mit einer technischen Einrichtung ausge-
stattet, mit der Netzbetreiber „jederzeit die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung fern-
gesteuert reduzieren kann“ (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a) EEG 2017), noch hat er ein Mess-
und Regelungssystem oder durch eine feste Einstellung an den Wechselrichtern der PV-
1 und PV-2 technisch sichergestellt, dass jederzeit höchstens 70 Prozent der installierten
Leistung der PV-1 und PV-2 in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist werden (§ 9
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) EEG 2017).

Zwar kann im Grundsatz die 70-Prozent-Grenze in § 9 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) EEG 201762
auch durch den technischen Aufbau von Solaranlagen und den Eigenverbrauch, der et-
waige Erzeugungsspitzen im relevanten Umfang abfängt, eingehalten werden. Hierzu
hat der Anspruchsteller jedoch plausibel und nachvollziehbar nachzuweisen, dass tech-
nisch sichergestellt ist, dass durch den technischen Aufbau und den Eigenverbrauch et-
waige Erzeugungsspitzen abgefangen werden und die Wirkleistungseinspeisung am Ver-
knüpfungspunkt zu keinem Zeitpunkt 70 Prozent der installierten Leistung überschrei-
tet.13 Diesen Nachweis hat der Anspruchsteller gegenüber der Anspruchsgegnerin je-
doch nicht hinreichend geführt.

In dem Schiedsspruch 2019/4 wurde bezüglich des erforderlichen Nachweises Folgendes63
ausgeführt:

„Der Schiedskläger hält die technischen Vorgaben ein, wenn durch den Auf-
bau und die Ausrichtung gewährleistet ist, dass bereits die Erzeugungsleis-
tung 70 % der installierten Gesamtleistung der Anlage nicht überschreiten
kann. Dies ist jedoch durch entsprechende Darlegungen nachzuweisen, z. B.

13Dazu bereits Clearingstelle, Schiedsspruch v. 21.05.2019 – 2019/4, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/schiedsrv/2019/4, insbesondere Abschnitt 2.2.3.
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Berechnung der maximalen Erzeugungsmenge (Spitzenleistung) im Verhält-
nis zur installierten Leistung der Anlage, aus der hervorgeht, dass es bereits
durch ihre Anbringung und Ausrichtung physikalisch nicht möglich ist, mehr
als 70 % der installierten Leistung zu erzeugen. Überschreitet die errechne-
te Maximalerzeugung 70% der installierten Leistung, haben Anlagenbetrei-
berinnen und -betreiber darzulegen, dass aufgrund des konkreten Eigenver-
sorgungskonzeptes die eingespeiste Wirkleistung 70 % zu keinem Zeitpunkt
übersteigt. Der Nachweis umfasst dabei eine kurze Darstellung des Eigenver-
brauchskonzeptes ggf. mit Speicher (einschließlich technischer Daten), Mess-
Schaltbild und zusätzliche technische Einrichtungen, z. B. ein Mess- und Rege-
lungssystem, das jederzeit den Verbrauch und die Erzeugung misst und ent-
sprechend abregelt, wenn der Verbrauch nicht ausreichend ist. Hierzu kön-
nen auch Verbrauchswerte von Verbrauchsgeräten, die jederzeit und dauer-
haft Strom beziehen, herangezogen werden. Hierbei ist der Nachweis zu füh-
ren, dass die Eigenverbrauchsquote dauerhaft und jederzeit einen bestimm-
ten Wert erreicht.“14

Zunächst hat der Anspruchsteller lediglich substantiierte Ausführungen zur PV-2 mit64
einer installierten Leistung von [ca. 1,5] kWp gemacht. Zu der PV-1 mit einer installier-
ten Leistung von [ca. 300] Wp mangelt es bereits an einem substantiierten, für Dritte
nachvollziehbaren Vortrag. Der Anspruchsteller hat lediglich angeführt, dass zu dem
Zeitpunkt, an dem die PV-2 die volle Sonneneinstrahlung erhalte, die Leistung der PV-
1 aufgrund des hauseigenen Schattenwurfs bereits wieder abnehme. Dies wurde durch
keinerlei Nachweise in Hinblick auf den Umfang und den zeitlichen Verlauf der Schat-
tenwurfs, insbesondere wie sich dies auf die maximale Erzeugungsleistung von PV-1 und
PV-2 zusammen im Tagesverlauf auswirkt, belegt.

Auch für die PV-2 hat der Anspruchsteller den Nachweis nicht erbracht, dass jederzeit65
maximal 70 Prozent ihrer installierten Leistung von [ca. 1,5] kW – dies entspricht vorlie-
gend [ca. 875] W – in das Netz eingespeist werden. Aus dem Vortrag des Anspruchstellers
wird vielmehr deutlich, dass die PV-2 regelmäßig eine maximale Leistung von etwa [ca.
1 038] W erbringt (s. Rn. 22). Dies liegt mit 83 Prozent der installierten Leistung der PV-2
deutlich über den zulässigen 70 Prozent, die die PV-2 erzeugen und damit auch potenzi-
ell einspeisen kann.

Ebenso hat der Anspruchsteller nicht plausibel und nachvollziehbar dargelegt, dass die66
PV-2 (und PV-1) aufgrund des konkreten Eigenverbrauchs jederzeit maximal 70 Prozent
14Clearingstelle, Schiedsspruch v. 21.05.2019 – 2019/4, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/
schiedsrv/2019/4, Rn. 68.
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der installierten Leistung der PV-2 (und PV-1) einspeisen. Zwar hat er benannt, welche
Geräte sich in den beiden Haushalten be�nden, die den in der PV-1 und PV-2 erzeugten
Strom verbrauchen können (s. Rn.23). Es wurden jedoch keinerlei substantiierten An-
gaben (z. B. anhand von Herstellerangaben o. ä.) über die konkrete Leistungsaufnahme
der jeweiligen Geräte gemacht und inwieweit sichergestellt ist, dass diese im Dauerbe-
trieb laufen. Da vorliegend kein Mess- und Regelsystem installiert ist, müsste die Dauer-
leistungsaufnahme durch die vorhandenen Geräte jedenfalls deutlich über der Leistung
liegen, die erforderlich wäre, um sicherzustellen, dass die PV-1 und PV-2 zu jedem Zeit-
punkt maximal 70 Prozent ihrer installierten Leistung einspeisen.

3.2.2 Sanktion nach § 52 Abs. 2 EEG 2017 bei hohem Monatsmarktwert

In Zeiträumen, in denen der Monatsmarktwert gemäß § 52 Abs. 2 EEG 2017 über dem67
gemäß §§ 48, 49 EEG 2017 ursprünglich anzulegenden Wert des Zahlungsanspruchs für
die am 14. März 2020 in Betrieb genommenen Module der PV-1 und PV-2 bzw. für das
am 7. April 2020 in Betrieb genommene dritte Modul der PV-2 liegt, ist statt dem Monats-
marktwert weiterhin der ursprünglich anzulegende Wert zu zahlen. Dies ergibt sich be-
reits aus dem Wortlaut von § 52 Abs. 2 EEG 2017 in Verbindung mit dem Sinn und Zweck
der Regelung. Anschließend sind vom anzulegenden Wert gemäß § 23 Abs. 3, § 53 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen.

§ 52 Abs. 2 EEG 2017 ordnet an, dass sich der anzulegende Wert auf den Monatsmarkt-68
wert verringert, „solange Anlagenbetreiber gegen § 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6 verstoßen“. Für
die am 14. März 2020 sowie am 7. April 2020 in Betrieb genommenen Module der PV-1
und PV-2 lag jedoch seit September 2021 bis zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Mo-
natsmarktwert regelmäßig über15 dem jeweiligen anzulegenden Wert,16 so dass die an-
geordnete Rechtsfolge „Verringerung“ des anzulegenden Wertes auf den Monatsmarkt-
wert faktisch nicht eintreten kann. Zwar liegen die Tatbestandsvoraussetzungen für ei-
ne Sanktion nach § 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 vor (hier Verstoß gegen § 9 Abs. 2 EEG 2017),
die angeordnete Rechtsfolge kann jedoch nicht eintreten, solange der Monatsmarktwert
höher ist als der ursprüngliche anzulegende Wert; die Rechtsfolge ist damit unmöglich
15Vgl. dazu https://www.netztransparenz.de/EEG/Marktpraemie/Marktwerte.
16Für Solaranlagen bis 10 kW installierter Leistung mit Inbetriebnahmedatum am 14. März

2020 liegt der anzulegende Wert bei 9,58 Cent/kWh; für Solaranlagen bis 10 kW in-
stallierter Leistung und Inbetriebnahme am 7. April 2020 bei 9,44 Cent/kWh, vgl.
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Er-
neuerbareEnergien/ZahlenDatenInformationen/PV_Datenmeldungen/DegressionsVergSaetze_1101_21.html.
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i. S. d. § 275 BGB17. In der Folge ist in diesen Zeiträumen trotz eines vorliegenden Versto-
ßes weiterhin der (ursprüngliche) anzulegende Wert zu zahlen.

Dies entspricht auch dem Sinn und Zweck der Regelung von § 52 EEG 2017, wonach die69
verschiedenen in dessen Absätzen 1 bis 3 genannten Rechtsfolgen über Vergütungssank-
tionen die Einhaltung der verschiedenen P�ichten anreizen und spiegelbildlich dazu, die
Nichteinhaltung sanktionieren sollen.

Dies lässt sich u. a. der Gesetzesbegründung zu § 17 EEG 2012, der später in § 25 EEG 201470
und dann in § 52 EEG 2017 überführt wurde, entnehmen:

„Diese Sanktion ist wichtig, weil die Anlagenbetreiber ansonsten kein öko-
nomisches Eigeninteresse an der Einhaltung dieser Formvorschriften haben.
Hierdurch unterscheidet sich Absatz 3 zugleich von den Anforderungen nach
Absatz 2, bei denen die Anlagenbetreiber durch die Ausgestaltung als Rechts-
folge, die für die Dauer des gesamten Rechtsverstoßes greift, ein Eigeninteres-
se daran haben, den Rechtsverstoß schnellst möglich zu beenden. Dies recht-
fertigt die unterschiedliche zeitliche Ausgestaltung der Rechtsfolgen.“18

Dass der Gesetzgeber durch eine faktische Erhöhung der Vergütung P�ichtverstöße „be-71
lohnen“ und damit statt der P�ichteinhaltung vielmehr P�ichtverstöße anreizen wollte,
erscheint dagegen fernliegend.

3.2.3 Vergütungssanktion gemäß § 52 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 (Meldeverstoß MaStR)

Die PV-1 und die zwei Module der PV-2, die am 14. März 2020 in Betrieb genommen wur-72
den, sind fristgemäß am 15. März 2020 im Marktstammdatenregister (MaStR) der Bun-
desnetzagentur (BNetzA) registriert worden, so dass diesbezüglich eine (weitere) Vergü-
tungssanktion gemäß § 52 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 nicht greift.

Jedoch ist der bereits gemäß § 52 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 reduzierte Vergütungsanspruch73
(s. Abschnitt 3.2.1) für das dritte Modul der PV-2, das am 7. April in Betrieb genommen
wurde, gemäß § 52 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 bis zum 13. Juni 2020 nochmals um 20 Prozent
verringert, da in diesem Zeitraum diese Solaranlage nicht im MaStR gemeldet war
(Rn. 78), aber kein Verstoß gegen § 71 EEG 2017 vorlag (Rn. 81 �.). Anschließend sind
17Bürgerliches Gesetzbuch (Bürgerliches Gesetzbuch – BGB) in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002

(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Stif-
tungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes v. 16.07.2021 (BGBl. I S. 2947).

18BT-Drs. 17/6071, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/1423/material, S. 67.
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von diesem Wert wiederum gemäß §§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere
0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuziehen (Rn. 52).

Anwendbares Recht § 52 Abs. 3 EEG 2017 lautet:74

„Der anzulegende Wert verringert sich um jeweils 20 Prozent, wobei das Er-
gebnis auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet wird,

1. solange Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Anlage erforderli-
chen Angaben nicht an das Register übermittelt haben, aber die Meldung
nach § 71 Nummer 1 erfolgt ist,“

Seit dem 1. Januar 2021 gilt § 52 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 gemäß § 100 Abs. 1 EEG 202175
für Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem 1. Januar 2021 fort.

Zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des dritten Moduls der PV-2 am 7. April 2020 galt76
zudem § 5 Nr. 1 MaStRV19; dieser lautet:

„Betreiber müssen ihre Einheiten, ihre EEG- und KWK-Anlagen bei deren In-
betriebnahme im Marktstammdatenregister registrieren. Einheiten von Solar-
anlagen, die von demselben Betreiber am selben Standort gleichzeitig in Be-
trieb genommen werden, sind summarisch als eine Einheit zu registrieren“.

Gemäß § 3 Nr. 1 EEG 2017 ist eine EEG-Anlage dabei de�niert als77

„jede Einrichtung zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder
aus Grubengas, wobei im Fall von Solaranlagen jedes Modul eine eigenständi-
ge Anlage ist“.

Meldeverstoß (MaStR) für drittes Modul der PV-2 Für das dritte Modul der PV-2, das eine eigen-78
ständige Solaranlage gemäß § 3 Nr. 1 EEG 2017 mit einem gegenüber der PV-1 und PV-2
verschiedenen Inbetriebnahmedatum darstellt, bestand seit dem 7. April 2020 eine Mel-
dep�icht gemäß § 3 Abs. 1 AnlRegV20, da sie an diesem Tage gemäß § 3 Nr. 30 EEG 2017 in
19Marktstammdatenregisterverordnung v. 10.04.2017 (BGBl. I S. 842), geändert durch Art. 4 der Verordnung v.

20.01.2020 (BGBl. I S. 106).
20Verordnung über ein Register für Anlagen zur Erzeugung v. Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas (An-

lagenregisterverordnung – AnlRegV) v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes
v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106), außer Kraft getreten am 01.09.2017 gemäß Art. 2 der Verordnung über die
Registrierung energiewirtschaftlicher Daten v. 10.04.2017 (BGBl. I S. 842).
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Betrieb genommen wurde. Damit bestand gemäß § 5 Abs. 1 MaStRV seit der Inbetriebnah-
me eine erstmalige Registrierungsp�icht. Die Frist für die Registrierung bei der BNetzA
betrug gemäß § 5 Abs. 5 MaStRV „einen Monat nach dem Eintreten des jeweiligen Ereig-
nisses“. Mithin lief die Registrierungsfrist bis zum 7. Mai 2020.

Da die Meldung des dritten Moduls der PV-2 an die BNetzA durch den Anspruchsteller79
erst am 14. Juni 2020 erfolgte, lag bis zum 13. Juni 2020 ein P�ichtverstoß gegen § 5 Abs. 1
i. V. m. Abs. 5 MaStRV vor.

Die Vergütungssanktion tritt dabei ab dem meldep�ichtigen Ereignis21 – hier: Inbetrieb-80
nahme am 7. April 2020 – und nicht erst einen Monat später bei Ablauf der Meldefrist
gemäß § 5 Abs. 5 MaStRV ein.

Kein Verstoß gegen § 71 EEG 2017 Es liegt auch kein Verstoß gegen die Mitteilungsp�icht81
nach § 71 Nr. 1 EEG 2017 vor, so dass die Vergütungssanktion auf Null für einen sog.
doppelten Meldeverstoß gemäß § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 nicht greift, sondern
lediglich die Vergütungssanktion um (weitere) 20 Prozent gemäß § 52 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
EEG 2017 anzuwenden ist.

Gemäß § 71 EEG 2017 müssen Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber82

„dem Netzbetreiber

1. bis zum 28. Februar eines Jahres alle für die Endabrechnung des jeweils
vorangegangenen Kalenderjahres erforderlichen Daten anlagenscharf
zur Verfügung stellen“.

Dies umfasst regelmäßig sowohl die Mitteilung über die jeweils vergütungsfähige Strom-83
menge (Rn. 84) als auch alle Umstände, die der Netzbetreiber für die Feststellung des
jeweiligen Vergütungssatzes benötigt, insbesondere das Inbetriebnahmedatum (Rn. 85).

Zwar hat der Anspruchsteller bis zum 28. Februar 2021 bzw. 2022 selbst keine Mess-84
werte für die jeweilige Jahreseinspeisung des Vorjahres an die Anspruchsgegnerin ge-
mäß § 71 EEG 2017 übermittelt. Dies ist jedoch vorliegend auch nicht erforderlich, da die
Anspruchsgegnerin personenidentisch in ihrer Rolle als grundzuständige Messstellenbe-
21Clearingstelle, Votum v. 12.01.2021 – 2020/12-IV, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/votv/2020/12-IV , Rn. 158 f, Clearingstelle, Empfehlung v. 31.08.2017 – 2016/32, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2016/32, Leitsatz Nr. 7.
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treiberin den Messstellenbetrieb der verfahrensgegenständlichen Solaranlagen der PV-1
und PV-2 übernimmt und ihr deshalb die Messwerte vorliegen dürften.22

Auch der Umstand, dass der Anspruchsteller bis zum 28. Februar 2021 bzw. 2022 nicht85
das korrekte Datum der Inbetriebnahme des dritten Moduls der PV-2 mitgeteilt hatte
bzw. es aufgrund der nicht einheitlichen Daten zur Inbetriebnahme in den Inbetriebset-
zungsprotokollen E.8 für die PV-1 und PV-2 einerseits (20. Mai 2020) und der Mitteilung
im MaStR (14. März 2020) andererseits im Hinblick auf die Inbetriebnahmedaten zu Un-
stimmigkeiten kam, führt vorliegend nicht zu einem Verstoß des Anspruchstellers gegen
§ 71 Nr. 1 EEG 2017.

Grundsätzlich haben Anlagenbetreiberinnen und -betreiber die P�icht, die (korrekten)86
Inbetriebnahmedaten ihrer EEG-Anlagen dem Netzbetreiber zu übermitteln und bei Un-
stimmigkeiten bzw. Zweifeln des Netzbetreibers diese aufzuklären. Vorliegend war der
Anspruchsgegnerin jedoch mit der ihr bekannten Meldung der PV-1 und PV-2 im MaStRV
der BNetzA ein Inbetriebnahmedatum (hier: 14. März 2020) bekannt, das grundsätzlich
zunächst für eine Vergütung herangezogen werden konnte. Dieses Datum dürfte inso-
weit auch plausibel für die Anspruchsgegnerin gewesen sein, da diese (in ihrer Rolle als
Messstellenbetreiberin) am 24. März 2020 vor Ort war und die PV-1 und PV-2 (noch ohne
das dritte Modul der PV-2) bereits installiert waren. Im Sinne der Inbetriebnahmede�ni-
tion des EEG waren die PV-1 und die PV-2 zu diesem Zeitpunkt also in Betrieb genommen
und mit dem für den Dauerbetrieb erforderlichen Zubehör dauerhaft verbunden, an das
Netz der Anspruchsgegnerin angeschlossen und insoweit wurde auch Strom eingespeist.
Für das dritte Modul der PV-2 war der Anspruchsgegnerin dies jedenfalls seit Erhalt des
Schreibens des Anspruchstellers vom 20. April 2020 bekannt, das entsprechende Licht-
bilder und die Angabe der jeweiligen installierten Leistung enthielt.

Das zweite von dem Elektroinstallateur in den Inbetriebsetzungsprotokollen eingetrage-87
ne (widersprüchliche) Datum (20. Mai 2020) wurde erst im Nachhinein und auf Nachfra-
ge der Anspruchsgegnerin ein- bzw. nachgetragen.

Deshalb konnte die Anspruchsgegnerin in der Gesamtschau im vorliegenden Einzelfall88
auch davon ausgehen, dass die Anlagen bereits vor dem 18. Mai bzw. 20. Mai 2020 in
Betrieb genommen wurden. Das Datum 20. Mai 2020 stand vielmehr o�ensichtlich im
Zusammenhang mit der nachträglichen Überprüfung und Abnahme durch den Elektro-
installateur in Hinblick auf die technische Sicherheit.
22Dazu bereits Clearingstelle, Empfehlung v. 09.12.2011 – 2011/12, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/empfv/2011/12, Rn. 68 ff. Daran hat sich auch mit den nachfolgenden Gesetzesfassungen des EEG nichts
geändert, § 71 EEG ist insoweit unverändert geblieben. Auch die Einführung der Fälligkeitsbestimmung in § 26
EEG 2017 ändert an diesem Ergebnis nichts.
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Schließlich ist vorliegend nicht ersichtlich, dass die Anspruchsgegnerin aufgrund der An-89
gabe des Datums „20. Mai 2020“ für die Inbetriebsetzung der PV-1 und PV-2 auf den In-
betriebsetzungsprotokollen für die PV-1 und PV-2 Anlass hatte, davon auszugehen, dass
es sich hier um andere als die bereits angemeldeten und im Rahmen des Zählertauschs
bzw. der Antragsunterlagen vom 20. April 2020 bekannten Solaranlagen handelte. Dies
wurde auch nicht von der Anspruchsgegnerin vorgetragen.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass eine falsche Meldung des Inbetriebnahme-90
datums oder auch der installierten Leistung nicht per se zu einem Verstoß gegen § 71
EEG 2017 führt. Denn die Bestimmung des Inbetriebnahmedatums i. S. d. EEG ist oft
anspruchsvoll und nicht selten umstritten. Gerade für diese Fälle sieht das EEG die Mög-
lichkeit der nachträglichen Korrektur gemäß § 57 Abs. 5 EEG 2017/EEG 2021 vor, auch
um irrtümliche Angaben zum Datum der Inbetriebnahme zu korrigieren. Die Kammer
weist gleichwohl darauf hin, dass es grundsätzlich Aufgabe der Anlagenbetreiberinnen
und -betreiber ist, das korrekte Inbetriebnahmedatum anzugeben und bei Zweifeln
entsprechend darzulegen.

3.2.4 Kumulation der Vergütungssanktionen von § 52 Abs. 2 und Abs. 3 EEG 2017

Vorliegend sind die Rechtsfolgen von § 52 Abs. 2 und Abs. 3 EEG 2017 kumulativ anzu-91
wenden, indem sich der anzulegende Wert jeweils zunächst gemäß § 52 Abs. 2 EEG 2017
auf den Monatsmarktwert reduziert bzw. – sofern der Monatsmarktwert höher ist als der
ursprünglich anzulegende Wert – der ursprüngliche anzulegende Wert unter Berücksich-
tigung des § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 weiterhin gilt (dazu Rn. 67 �.), und sodann der
Monatsmarktwert bzw. der ursprünglich anzulegende Wert gemäß § 52 Abs. 3 EEG 2017
(nochmals) um 20 Prozent verringert wird. Anschließend sind von diesem Wert gemäß
§§ 23 Abs. 3, 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 weitere 0,4 Cent pro Kilowattstunde abzuzie-
hen (Rn. 52).

Dass sich die Vergütungssanktionen von § 52 Abs. 2 und 3 EEG 2017 für das dritte Mo-92
dul der PV-2 vorliegend kumulieren, solange die jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen
(Verstöße) vorliegen, ergibt sich nicht bereits aus dem Wortlaut, jedoch aus der systema-
tischen und teleologischen Betrachtung.
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Wortlaut § 52 Abs. 2 EEG 2017 leitet ein mit:93

„Der anzulegende Wert verringert sich auf den Monatsmarktwert“.

§ 52 Abs. 3 EEG 2017 leitet ein mit:94

„Der anzulegende Wert verringert sich um jeweils 20 Prozent, wobei das Er-
gebnis auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet wird“.

Die isolierte Betrachtung von § 52 Abs. 3 EEG 2017 ermöglicht zunächst ein Verständnis,95
wonach der „anzulegende Wert“, der gemäß § 52 Abs. 3 EEG 2017 um 20 Prozent zu re-
duzieren ist, derjenige gemäß Legalde�nition des § 3 Nr. 3 EEG 2017 (hier der durch die
§§ 40 bis 49 EEG 2017 gesetzlich bestimmte Wert) ist.

Die Betrachtung des Wortlauts von § 52 Abs. 2 gemeinsam mit Abs. 3 EEG 2017 lässt je-96
doch auch ein Verständnis zu, wonach sich zunächst gemäß § 52 Abs. 2 der anzulegen-
de Wert auf den Monatsmarktwert reduziert, mithin der „neue“ anzulegende Wert ge-
mäß § 52 Abs. 2 EEG 2017 nun nicht mehr derjenige gemäß Legalde�nition des § 3 Nr. 3
EEG 2017 ist, sondern der auf den Monatsmarktwert reduzierte. Dieser „neue“ anzule-
gende Wert nach § 52 Abs. 2 EEG 2017 wird dann entsprechend des Wortlautes von § 52
Abs. 3 EEG 2017 jeweils um 20 Prozent reduziert. Dafür spricht auch die Verwendung des
Wortes „jeweils“ in § 52 Abs. 3 EEG 2017, das Raum für eine Kumulation der Vergütungs-
sanktionen des § 52 EEG 2017 erö�net.

Systematik Die systematische Betrachtung von § 52 EEG 2017 spricht dafür, dass sich bei97
Vorliegen der Tatbestandsvorausetzungen von § 52 Abs. 2 und Abs. 3 EEG 2017 die Rechts-
folgen kumulieren.

So sind die Sanktionen des § 52 EEG 2017 nach der Schwere der Verstöße und den sich98
daran anknüpfenden Rechtsfolgen sortiert: Abs. 1 beginnt mit der strengsten Sanktion
„Vergütungsreduktion auf null“, gefolgt von Abs. 2 mit der Vergütungssanktion „Redukti-
on auf Marktwert“ und schließlich der leichtesten Vergütungssanktion in Abs. 3 „Reduk-
tion um jeweils 20 Prozent“.

Es entspricht dabei der üblichen gesetzgeberischen Systematik, dass die Absätze eines99
Paragrafen der Reihenfolge nach gelesen und angewendet werden, so dass naheliegt, zu-
nächst die in Abs. 2 normierte Rechsfolge anzuwenden und diese sodann, bei Vorliegen
eines (weiteren) Verstoßes gemäß Abs. 3 des § 52 EEG 2017, nochmals mit der Rechtsfolge
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des § 52 Abs. 3 EEG 2017 zu belegen ist. Insbesondere wäre andernfalls, wenn das Gesetz
eine andere Reihenfolge anordnen wollte, zu erwarten gewesen, dass dies mit Formulie-
rungen wie „unbeschadet von“ oder „vorbehaltlich“ verdeutlicht worden wäre. Dies ist
aber nicht der Fall.

Schließlich spricht auch der Sinn und Zweck der Regelung des § 52 EEG 2017 für eine Ku-100
mulation der Vergütungssanktionen. Denn es handelt sich bei den zu sanktionierenden
Verstößen nach Abs. 2 und nach Abs. 3 des § 52 EEG 2017 um unterschiedliche P�icht-
verstöße, die jeweils eigenen Zwecken dienen und jeweils einer eigenen, unterschied-
lich „schweren“ Sanktion unterliegen sollen. Käme eine Kumulation der Sanktionsfolgen
nicht in Betracht, so bliebe die Nichteinhaltung der gesetzlichen Vorgaben, deren Einhal-
tung die (weiteren) Sanktionsfolgen dienen sollen, folgenlos und die gesetzlichen Vorga-
ben mithin ihrer E�ektivität beraubt. Eine Kumulation der Sanktionen bei Vorliegen der
jeweiligen P�ichtverstoß-Tatbestandsvoraussetzungen erscheint damit nach Sinn und
Zweck nicht nur vertretbar, sondern auch angezeigt.23

3.3 Anschluss und Betrieb der Solaranlagen gemäß der Anforderungen von § 10 Abs. 2
EEG 2017

Seit der Unterschrift durch den Elektroinstallateur unter die Inbetriebsetzungsprotokol-101
le E.8 für die PV-1 und PV-2 am 18. Mai 2020 entsprechen Anschluss und Betrieb der
Solaranlagen des Anspruchstellers den Anforderungen von § 10 Abs. 2 EEG 2017. Denn
mit der Unterschrift hat dieser bestätigt, dass die PV-1 und PV-2 entsprechend den ein-
schlägigen technischen Regeln installiert und angeschlossen wurden.

Gemäß § 10 Abs. 2 EEG 2017 muss die Ausführung des Anschlusses den im Einzelfall not-102
wendigen technischen Anforderungen des Netzbetreibers sowie § 49 des EnWG24 ent-
sprechen. § 49 EnWG bestimmt, dass Energieanlagen so zu errichten und zu betreiben
sind, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dabei sind vorbehaltlich sonstiger
Rechtsvorschriften die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten. Die Ein-
haltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird wiederum vermutet, wenn
bei Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität die technischen Re-
geln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. (VDE) einge-
halten worden sind. Vorliegend ist aufgrund der Inbetriebnahmedaten der verfahrens-
23In diesem Sinne auch Thorbecke/Greb, in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar Energierecht, 4. Aufl. 2018, EEG,

§ 54 Rn. 17.
24Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – EnWG) v. 07.07.2005

(BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Absenkung der Kostenbelastung durch
die EEG-Umlage und zur Weitergabe dieser Absenkung an die Letztverbraucher v. 27.05.2022 (BGBl. I S. 747),
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enwg2011.
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gegenständlichen Solaranlagen die VDE-AR-N 4105 in der Fassung von November 2018
einschlägig.25 Im Hinblick auf sog. steckerfertige Erzeugungsanlagen sind ausweislich
Abschnitt 5.5.3 der VDE-AR-N 4105 neben der Anforderungen der VDE-AR-N 4105 auch
die Anforderungen der DIN VDE V 0100-551-126 einzuhalten.

Die PV-1 und PV-2 halten die Anforderungen beider technischen Regeln ein (dazu103
Rn. 104 f.). Auch bestand jedenfalls seit Vorliegen der durch den Elektroinstallateur
unterschriebenen Inbetriebsetzungsprotokolle E.8 kein Verstoß gegen Abschnitt 5.5.3
der VDE-AR-N 4105 (dazu Rn. 106 �.).

Gewährleistung der technischen Sicherheit Vorliegend bestehen keine Zweifel an der Ge-104
währleistung der technischen Sicherheit durch den Betrieb der PV-1 und der PV-2. Dies
hat der Elektroinstallateur im Rahmen seiner Überprüfung der PV-1 und PV-2 am 18. Mai
2020 mit seiner Unterschrift in den Inbetriebsetzungsprotokollen E.8 für die PV-1 und
PV-2 bestätigt. Insbesondere speisen die PV-1 und die PV-2 gemäß DIN VDE V 0100-551-
1, Abschnitt 551.7.2, Buchstabe ii) in unterschiedliche Endstromkreise ein. Die Abnahme
durch den Elektroinstallateur wurde von der Anspruchsgegnerin so akzeptiert (s. Rn. 18).
Die Kammer hat dementsprechend auch keinen Anlass, an der Gewährleistung der tech-
nischen Sicherheit gemäß § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49 EnWG durch den Betrieb der
PV-1 und der PV-2 zu zweifeln.

Dem steht auch nicht entgegen, dass der Elektroinstallateur die PV-1 und PV-2 nicht105
selbst errichtet, in Betrieb gesetzt und an das Netz für die allgemeine Versorgung an-
geschlossen hat. Denn der Elektroinstallateur hat bestätigt, dass Anschluss und Betrieb
beider Anlagen entsprechend den einschlägigen technischen Vorgaben umgesetzt wur-
de. Es ist jedenfalls nicht mit dem Sinn und Zweck von § 10 Abs. 2 EEG 2017 i. V. m. § 49
EnWG vereinbar, dass für die Einhaltung der technischen Regeln zur Gewährleistung
der technischen Sicherheit der Abbau der PV-1 und PV-2, deren erneuter Aufbau und
eine erneute Inbetriebsetzung durch den Elektroinstallateur als Anlagenerrichter erfor-
derlich sein sollte. Dies würde unsinnige volkswirtschaftliche Kosten nach sich ziehen
und wurde im Übrigen auch nicht von der Anspruchsgegnerin gefordert.

Kein Verstoß gegen Abschnitt 5.5.3 der VDE-AR-N 4105 Nach Abschnitt 5.5.3 kann beim An-106
schluss von steckerfertigen Erzeugungsanlagen über eine vorhandene, spezielle Ener-
giesteckdose immer dann im Inbetriebsetzungsprotokoll E.8 auf die Unterschrift des An-
25VDE, Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz -Technische Mindestanforderungen für Anschluss und Parallel-

betrieb von Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz, November 2018.
26DIN/VDE, Errichten von Niederspannungsanlagen – DIN VDE V 0100-551-1, Mai 2018.
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lagenerrichters und die Angaben zum Anlagenerrichter sowie auf das Einreichen eines
Lageplans verzichtet werden, wenn je Anschlussnutzeranlage eine maximale Scheinleis-
tung von 600 VA nicht überschritten wird und ein Zweirichtungszähler auf dem zentra-
len Zählerplatz vorhanden ist.

Der Anspruchsteller hat für die PV-1 und PV-2, die insgesamt eine installierte Leistung107
von [ca. 1,8] kW aufweisen, jedoch mit Einreichung der Inbetriebsetzungsprotokolle E.8
für die PV-1 und PV-2, die am 18. Mai 2020 durch den Elektroinstallateur unterschrie-
ben wurden, gerade nicht auf die Unterschrift des Anlagenerrichters bzw. Elektroinstal-
lateurs verzichtet, so dass seitdem auch kein Verstoß gegen die Vorgaben der VDE-AR-
N 4105 in Hinblick auf die Anmeldung der PV-1 und PV-2 (Abschnitt 5.5.3) vorlag.

Dem steht auch nicht entgegen, dass bei den durch den Elektroinstallateur am 18. Mai108
2020 unterschriebenen Inbetriebsetzungsprotokollen das Inbetriebsetzungsdatum der
PV-1 und PV-2 zunächst o�en gelassen wurde bzw. später vom im MaStR gemeldeten
Inbetriebnahmedatum (dort 14. März 2020) abweichende Inbetriebsetzungsdaten
(20. Mai 2020) sowie schließlich die korrekten Inbetriebsetzungsdaten eingetragen
wurden. Denn maßgeblich im Regelungszusammenhang des § 10 Abs. 2 EEG 2017 ist,
dass der technisch sichere Anschluss und Betrieb von EEG-Anlagen gewährleistet ist.
Für diese Frage spielt insoweit keine Rolle, ob das Inbetriebsetzungsdatum korrekt oder
überhaupt eingetragen wurde, solange die Einhaltung der technischen Regeln bestätigt
wird und unstreitig ist, um welche Erzeugungsanlagen es sich handelt.27

Zur Überzeugung der Kammer war vorliegend trotz der zunächst fehlenden und sodann109
fehlerhaften Eintragung der Inbetriebsetzungsdaten in den Inbetriebsetzungsprotokol-
len E.8 für die PV-1 und PV-2 hinreichend klar, dass damit die seit März bzw. April 2020
der Anspruchsgegnerin bekannten PV-Installationen angemeldet wurden.

Vorliegend kann schließlich auch dahinstehen, inwieweit der fehlende Nachweis des An-110
spruchstellers über die Einhaltung der technischen Vorgaben des § 9 Abs. 2 EEG 2017
(Rn. 61 �.) automatisch einen Verstoß gegen § 10 Abs. 2 EEG 2017 darstellt oder nicht.28

27Das Inbetriebnahmedatum i. S. d. EEG von EEG-Anlagen ist vielmehr relevant für die Ermittlung der Höhe des jewei-
ligen Vergütungsanspruchs und des jeweiligen Vergütungszeitraumes. Im Übrigen konnten die Inbetriebnahmedaten
der Solaranlagen des Anspruchsstellers im Rahmen des vorliegenden Votumsverfahrens geklärt werden und wurden
in der Zwischenzeit auch korrekt in den Inbetriebsetzungsprotokollen E.8 für die PV-1 und PV-2 nachgereicht.

28Das Verhältnis von § 10 Abs. 2 EEG 2017 zu § 9 EEG 2017 (und Vorgängerregelungen) ist nicht abschließend ge-
klärt. Zum einen wird vertreten, dass § 10 Abs. 2 EEG 2017 technische Anforderungen enthalte, die schon bei
der Ausführung des Anschlusses berücksichtigt werden müssten, wohingegen § 9 EEG 2017 gerade keine An-
schlussvoraussetzungen enthalte, die den Anspruch auf Netzanschluss nach § 8 EEG grundsätzlich unberührt lie-
ßen und insoweit § 9 und § 10 Abs. 2 EEG 2017 nebeneinander und kumulativ anzuwenden seien (vgl. Cosack
in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Auflage, 2018, § 10 Rn. 20; i. d. S.
auch Altrock/Sösemann in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG Kommentar, 4. Auflage, 2013, § 7 Rn 32. Zum
anderen wird teilweise auch vertreten, dass die Einhaltung der technischen Vorgaben des § 9 EEG 2017 Teil der
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Denn selbst ein (ggf. zeitweiser) Verstoß gegen § 10 Abs. 2 EEG 2017 hätte vorliegend kei-
ne Rechtsfolgen, die über die Rechtsfolgen des bereits festgestellten Verstoßes gegen § 9
Abs. 2 EEG 2017 (s. dazu Abschnitt 3.2.1) hinausgingen: Weder würde dies eine Trennung
der PV-1 und PV-2 vom Netz der Anspruchsgegnerin aufgrund einer Gefahr für den si-
cheren Netzbetrieb begründen,29 noch führt ein Verstoß gegen § 10 Abs. 2 EEG 2017 zum
Verlust des Vergütungsanspruchs nach dem EEG.30

Dr. Mutlak Richter Todorovic

Voraussetzungen für die Einhaltung der Vorgaben nach § 10 Abs. 2 EEG 2017 seien (vgl. Scholz, in: Säcker (Hrsg.),
Berliner Kommentar Energierecht, 4. Aufl. 2018, EEG § 10, Rn. 15 f.)

29Dies war auch von der Anspruchsgegnerin zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt.
30Dazu bereits Clearingstelle, Votum v. 27.07.2021 – 2021/8-IV, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.
de/votv/2021/8-IV , Rn. 57.
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